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TITELSTORY

Droht Deutschland die Öko-
stromlücke? 

2019 beschloss die Bundesregierung die Eckpunkte 
des Klimapakets, wodurch erstmals Ziele im Sinne 
des Klimaschutzes gesetzlich normiert wurden 
und Deutschland schrittweise ins nachhaltige und 
grüne Zeitalter eintauchen soll. Betrachtet man 
die Kernaussagen der vorgestellten Einigung, 
sind die wichtigsten Punkte der Ausstieg aus der 
Kohleverstromung, die Förderung des Umstiegs auf 
elektrisch betriebene Fahrzeuge, der Wegfall von 
Heizungsanlagen mit konventionellen Brennstoffen 
sowie ein Anteil von 65 % Erneuerbarer Energien 
im Strommix bis zum Jahr 2030. Daraus folgend ist 
das primäre Ziel die Reduzierung des Ausstoßes 
des klimaschädlichen Gases CO2, um das 1,5°C Ziel 
einzuhalten.
So schön die Pläne zur Reduzierung des Klimakillers 
auch klingen, es stellt sich eine berechtigte Frage: 
Kann die aktuelle Stromproduktion mit dem künftigen 
Bedarf mithalten? Durch die eingangs erwähnten 
Punkte wird es logischerweise zu einem höheren 
Stromverbrauch in den nächsten Jahren kommen. Es 
sollen bis zu zehn Millionen Elektrofahrzeuge auf die 
Straßen, stromintensive Wärmepumpen sollen alte 
Heizungsanlagen ersetzen und auch die Industrie 
wird indirekt einen höheren Stromverbrauch haben. 
Können also die aktuellen Pläne des Bundestages mit 
den Prognosen mithalten?

EWI rechnet nach

Das Energiewirtschaftliche Institut der Universität 
Köln (EWI) hat auf Grundlage des Klimapakets eine 
Studie ausgearbeitet, in der die Entwicklung von 
Stromangebot und -nachfrage analysiert wurde, 
und kam daraufhin zu einem bedenklichen Ergebnis: 
Deutschland wird vor allem das selbstgesteckte 
Ziel von 65 % Erneuerbarer Energien im Strommix 

bis zum Jahr 2030 deutlich verfehlen. Grund 
dafür ist der bereits bekannte, und auch schon 
in der Dezemberausgabe unseres Newsletters 
thematisierte, zu langsame Ausbau von Windkraft- 
und Solaranlagen, die den größten Anteil der 
Stromproduktion ausmachen. EWI kalkuliert mit 
einem Bruttostromverbrauch von bis zu 748 TWh, 
was einer Steigerung um 26 % im Vergleich zum Jahr 
2018 gleichkommt. Erstaunlicherweise erklärt die 
Bundesregierung aber, dass der Stromverbrauch 
im Vergleich zu 2018 noch weiter sinken wird. Dieser 
betrug 2018 595 TWh und wird 2030, nach 
Erwartungshaltung der Regierung, 590 TWh betragen. 
Der Rückgang des Verbrauchs erklärt sich allein 
aus der Tatsache, dass alle stromverbrauchenden 
Sektoren effizienter arbeiten, sodass insgesamt 
Strom gespart wird. Momentan rechnet aber niemand 
damit, dass dies so eintritt. Die EWI-Studie betrachtet 
die einzelnen Sektoren differenzierter und kommt 
daher zu dem Ergebnis eines steigenden Bedarfs an 
Strom. Die Studie wurde bereits vor Verabschiedung 
des Klimapakets für die Deutsche Energieagentur 
(DENA) erstellt und um die Punkte aus diesem ergänzt.

Überall steigt der Bedarf

Betrachtet man den Verkehrssektor, mit der Prognose 
von zehn Millionen Elektroautos auf den Straßen, 
erwartet man hier einen zusätzlichen Strombedarf 
von rund 25 TWh. Dies ergab eine Studie der DENA, 
die auf einer konservativen Schätzung von sieben 
Millionen E-Autos basiert, die im Durchschnitt 
15 bis 25 kWh auf 100 km verbrauchen. Allein dieser 
zusätzliche Strombedarf macht schon knapp 5 % 
des heutigen Gesamtverbrauchs aus. Bislang gibt 
es auch noch keine massentauglichen Alternativen 
zu strombetriebenen Fahrzeugen, weshalb 
diese hier nicht mitberücksichtigt worden sind.
Im Wärmebereich soll der Umschwung von 
öl- und gasbetriebenen Heizungen hin zu 
Wärmepumpen gehen. Bereits 2018 lagen diese
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auf Platz 1 unter den neu installierten Heizsystemen 
und die Funktionsweise ist auch noch regenerativ. 
Wärmepumpen nutzen die thermische Energie, die 
im Boden, in der Luft oder im Wasser gespeichert ist, 
und beheizen damit Häuser. Die Anlagen wandeln 
die doch teils niedrigen Temperaturen in Wärme um, 
weshalb der Stromverbrauch auch relativ hoch ist. 
Bislang haben die Erneuerbaren im Wärmesektor 
einen Anteil von 13,9 %. Damit die Klimaziele aber 
realistisch bleiben, müssen insgesamt rund 4 Millionen 
neue Wärmepumpen bis 2030 die konventionellen 
Heizsysteme ablösen. 

Auch in der Industrie soll es weiter in Richtung 
CO2-Vermeidung gehen. Das sieht man am Beispiel 
der Chemiebranche. Seit Jahrzehnten basiert die 
Produktion der Chemie auf einem einfachen Prinzip: 
Der Grundbaustein Kohlenstoff wird aus fossilen 
Energieträgern wie Öl und Gas gewonnen und ist 
die Basis für alle einfachen Massenkunststoffe. 
Dabei verbraucht das Aufspalten und Neuordnen 
der Moleküle viel Energie, welche heute vor allem 
durch Gas bereitgestellt wird. Resultat ist die 
bekannte hohe Rate an CO2-Emissionen. Rudolf 
Staudigl, Vorstandschef der Münchner Wacker 
Chemie AG, entgegnet aber, dass mit ausreichend 
Energie aus Erneuerbaren Energien die Chemie 
fast alle benötigten Stoffe treibhausgasneutral 
umwandeln könne. Dem schließt sich auch Bayer an, 
die bis zum Jahr 2030 das Ziel haben, klimaneutral 
zu wirtschaften. Auch BASF will die Klimagas-
Emissionen massiv senken. Deshalb arbeiten sie 
an der Entwicklung eines elektrisch betriebenen 
Crackers, welcher durch hohen Energieeinsatz die 
Rohstoffe zur Kohlenstoffgewinnung aufspalten 
und so vor allem auf Gas verzichten kann. Der 
Branchenverband VCI, die Dechema Gesellschaft 
für Chemische Technik und Biotechnologie sowie 
das Beratungsunternehmen Future Camp haben 
eine großangelegte Studie vor dem Hintergrund der 
Zielsetzungen der Chemieindustrie durchgeführt. Sie 
kamen zu dem Ergebnis, dass es durchaus möglich 
ist, bis 2050 den Ausstoß von Treibhausgasen um 
knapp 60 % zu senken. Es wird aber zu einer Erhöhung 

des Strombedarfs von rund 224 TWh kommen. Strebt 
man eine komplett klimaneutrale Produktion an, wird 
logischerweise nochmals mehr regenerativ erzeugter 
Strom benötigt.

Und auch die Stahlindustrie sieht ihren CO2-
Fußabdruck kritisch und will durch den Einsatz von 
grün erzeugtem Wasserstoff hin zur Dekarboni-
sierung. Die Hochöfen sollen schrittweise durch 
sogenannte Wasserstoffreduktionsanlagen ersetzt 
werden. Der Wasserstoff wird in Elektrolyseuren 
hergestellt, die beispielsweise mit Strom aus 
Windkraftanlagen betrieben werden. Da die Anlagen 
stromintensiv arbeiten, muss der Strom allerdings in 
ausreichender Menge zur Verfügung stehen. Die IG 
Metall errechnete, dass ca. 12.000 neue Windräder 
benötigt werden, um eine vollständig grüne 
Stahlproduktion zu ermöglichen. 
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Betrachtet man die vorgestellten benötigten 
Investitionen sowie den damit verbundenen Anstieg 
des Strombedarfs und vergleicht den heutigen 
Strombedarf mit dem prognostizierten Strombedarf 
aus der EWI Studie, fällt auf, dass die Annahmen des 
Instituts durchaus Sinn ergeben und es in Zukunft 
auch definitiv zu einer Erhöhung des Strombedarfs 
kommen wird.  Abbildung 1 macht dies visuell deutlich. 

Nochmals zur Erinnerung: Die EWI-Studie geht 
von einem Strombedarf von 748 TWh im Jahr 2030 
aus, doch die Bundesregierung plant mit einem 
Strombedarf von 590 TWh, der sogar niedriger 
angesetzt ist als der heutige Bedarf. 

Zu langsamer Ausbau 
Erneuerbarer

Für alle genannten Maßnahmen muss der zusätzlich 
benötigte Strom aus erneuerbaren Quellen stammen, 
damit das Resultat auch treibhausgasneutral bleibt. 
Dafür geht der Ausbau hierzulande aber viel zu 
schleppend voran. Die Klimaziele werden so deutlich 
verfehlt und die Regierung kann den extra benötigten 
Strom nicht regenerativ decken. Der Ausbau der 
Windkraft, die aktuell und auch zukünftig den 
größten Anteil im Strommix unter den Erneuerbaren 
Energien hat, ist mindestens um den Faktor drei 
zu langsam. Aktuell drehen in Deutschland rund 

Abbildung 1: Aufteilung des Bruttostromverbrauchs (Quelle: EWI)
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30.500 Windkraftanlagen, und knapp 1,5 Millionen 
Solaranlagen sind in Deutschland installiert. 
Zusammen decken sie ca. 43 % des Strom-
bedarfs in Deutschland. Bis 2030 sollen es 
65 % sein, doch das scheint m jetzigen Ausbautempo 
schier unmöglich. In zehn Jahren soll die installierte 
Windleistung insgesamt 69 GW betragen, wonach der 
jährliche Zubau mindestens 3.800 MW netto betragen 
sollte. Oder anders ausgedrückt: Es müssten 
täglich mindestens fünf Windräder aufgestellt 
werden. Im Jahr 2019 wurden rechnerisch aber nur 
0,5 Anlagen errichtet. Grund dafür sind die langen 
Genehmigungsverfahren, zu wenige ausgewiesene 
Flächen und immer größerer Protest von Anwohnern 
und Umweltverbänden. Dadurch kommt der 
Windmarkt in Deutschland fast zum Erliegen. 

Wenn die neue Abstandsregelung von 1 km zur 
Wohnbebauung  auch weiterhin bestehen bleiben soll, 
ist auf jeden Fall keine Erholung der Branche in Sicht. 
Rechnet man die Prognosen weiter durch, werden mit 
dem jetzigen Kurs bis 2030 die Erneuerbaren Energien 
nicht einmal die Hälfte des Stromverbrauchs decken 
können.

Fazit

Der von der Bundesregierung erwartete Strombedarf 
ist mit den erklärten Zielen des Klimapakets nicht 
konform und kann so auch nicht nachvollzogen 
werden.  Es wird sehr wahrscheinlich zu einer 
Erhöhung der benötigten Strommenge und 
keinesfalls zu einer Senkung kommen, ganz egal wie 
energieeffizient in Zukunft gearbeitet wird. 

Ziel sollte es sein, kostengünstigen Ökostrom aus 
erneuerbaren Quellen zu produzieren, damit der 
Bedarf gedeckt ist. Hält die Regierung aber weiterhin 
den aktuellen Kurs und ändert nicht ihre Strategie, 
wird Deutschland die gesteckten Klimaziele für 2030 
erneut haushoch verfehlen.

VON: SERKAN YETISKIN
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